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Liebe Mandanten,
trist und fade, so wollen wir nicht sein und 
Sie garantiert auch nicht, das überlassen wir 
doch lieber dem Wetter. Das Leben ist viel 
zu schön und unglaublich vielfältig – wenn 
die Mischung stimmt und wir ihm die ent-
sprechende Würze geben. Und was uns 
nicht schmeckt, das können wir ändern, 
denn wir haben es selbst in der Hand und 
dass wir anpacken können, haben wir be-
wiesen. Auch hier braucht es zwar etwas 
Mut, aber auch den haben wir. Also ran an 
das Gewürzregal des Lebens. Es lohnt sich.

Herzlichst
Ihr Team Schild und Partner
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T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S

Termine Februar 2018

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträ-
ge fällig werden:

¹ Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden Mo-
nats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. 
Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass 
die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

² Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden.

³ Für den abgelaufenen Monat.

⁴ Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristverlängerung für das 
abgelaufene Kalendervierteljahr.

⁵ Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats vor-
gezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher 
Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 22.02.2018) an die jeweilige 
Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern 
Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch

Überweisung¹ Scheck²

Lohnsteuer, Kirchensteu-
er, Solidaritätszuschlag³ 12.02.2018 15.02.2018 09.02.2018

Kapitalertragsteuer, Soli-
daritätszuschlag

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeit-
gleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zustän-
dige Finanzamt abzuführen.

Umsatzsteuer⁴ 12.02.2018 15.02.2018 09.02.2018

Umsatzsteuer-Sondervor-
auszahlung 12.02.2018 15.02.2018 09.02.2018

Gewerbesteuer 15.02.2018 19.02.2018 12.02.2018

Grundsteuer 15.02.2018 19.02.2018 12.02.2018

Sozialversicherung⁵ 26.02.2018 entfällt entfällt
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Zahlungsverzug:  
Höhe der Verzugszinsen

Der Gläubiger kann nach dem Eintritt der 
Fälligkeit seines Anspruchs den Schuldner 
durch eine Mahnung in Verzug setzen. Der 
Mahnung gleichgestellt sind die Klageerhe-
bung sowie der Mahnbescheid.
Einer Mahnung bedarf es nicht, wenn

_für die Leistung eine Zeit nach dem 
Kalender bestimmt ist,

_die Leistung an ein vorausgehendes 
Ereignis anknüpft,

_der Schuldner die Leistung verwei-
gert,

_besondere Gründe den sofortigen 
Eintritt des Verzugs rechtfertigen.

Bei Entgeltforderungen tritt Verzug spätes-
tens 30 Tage nach Fälligkeit und Zugang 
einer Rechnung ein; dies gilt gegenüber 
einem Schuldner, der Verbraucher ist, al-
lerdings nur, wenn hierauf in der Rechnung 
besonders hingewiesen wurde.

Im Streitfall muss allerdings der Gläubiger 
den Zugang der Rechnung (nötigenfalls 
auch den darauf enthaltenen Verbraucher-
hinweis) bzw. den Zugang der Mahnung 
beweisen.

Während des Verzugs ist eine Geldschuld zu 
verzinsen. Der Verzugszinssatz beträgt für 
das Jahr fünf Prozentpunkte bzw. für Rechts-
geschäfte, an denen Verbraucher nicht 
beteiligt sind, neun Prozentpunkte über dem 
Basiszinssatz.

Der Basiszinssatz verändert sich zum 1. 
Januar und 1. Juli eines jeden Jahres um 
die Prozentpunkte, um welche die Bezugs-
größe seit der letzten Veränderung des 
Basiszinssatzes gestiegen oder gefallen ist. 
Bezugsgröße ist der Zinssatz für die jüngste 
Hauptrefinanzierungsoperation der Europäi-
schen Zentralbank vor dem ersten Kalender-
tag des betreffenden Halbjahrs.

T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S
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Zeitraum Basiszinssatz Verzugszinssatz

Verzugszinssatz für 
Rechtsgeschäfte ohne 
Verbraucherbeteiligung

01.01. bis 30.06.2015 -0,83 % 4,17 % 8,17 %*

01.07. bis 31.12.2015 -0,83 % 4,17 % 8,17 %*

01.01. bis 30.06.2016 -0,83 % 4,17 % 8,17 %*

01.07. bis 31.12.2016 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

01.01. bis 30.06.2017 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

01.07. bis 31.12.2017 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

01.01. bis 30.06.2018 -0,88 % 4,12 % 8,12 %

Im Geschäftsverkehr gilt insbesondere Folgendes:

_Vertragliche Vereinbarung von Zahlungsfristen ist grundsätzlich nur noch bis maximal 60 Kalendertage (bei öffentlichen Stellen als 
Zahlungspflichtige maximal 30 Tage) möglich.

_Zahlungsfrist beginnt grundsätzlich zum Zeitpunkt des Empfangs der Gegenleistung.

_Erhöhung des Verzugszinssatzes von acht auf neun Prozentpunkte über dem jeweiligen Basiszinssatz.

_Anspruch auf Verzugszinsen: Bei Vereinbarung einer Zahlungsfrist ab dem Tag nach deren Ende, ansonsten 30 Tage nach Rechnungszu-
gang bzw. 30 Tage nach dem Zeitpunkt des Waren- oder Dienstleistungsempfangs.

_Mahnung ist entbehrlich: Der Gläubiger kann bei Zahlungsverzug sofort Verzugszinsen verlangen, sofern er seinen Teil des Vertrags 
erfüllt hat, er den fälligen Betrag nicht (rechtzeitig) erhalten hat und der Schuldner für den Zahlungsverzug verantwortlich ist.

_Einführung eines pauschalen Schadenersatzanspruchs in Höhe von 40 € für Verwaltungskosten und interne Kosten des Gläubigers, 
die in Folge des Zahlungsverzugs entstanden sind (unabhängig von Verzugszinsen und vom Ersatz externer Beitreibungskosten).

_Abnahme- oder Überprüfungsverfahren hinsichtlich einer Ware oder Dienstleistung darf grundsätzlich nur noch maximal 30 Tage 
dauern.

T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S

Aktuelle Basis- bzw. Verzugszinssätze 
ab 1. Januar 2015:
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T E R M I N E  U N D  A L L G E M E I N E S

Termine März 2018

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträ-
ge fällig werden:

¹ Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum folgenden Mo-
nats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. 
Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass 
die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

² Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte 
stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden.

³ Für den abgelaufenen Monat.

⁴ Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat.

⁵ Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumniszuschläge zu ver-
meiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese 
müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 23.03.2018) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale 
Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und 
Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 
einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt.

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch

Überweisung¹ Scheck²

Lohnsteuer, Kirchensteu-
er, Solidaritätszuschlag ³ 12.03.2018 15.03.2018 09.03.2018

Einkommensteuer,  
Kirchensteuer,  
Solidaritätszuschlag 12.03.2018 15.03.2018 09.03.2018

Körperschaftsteuer, Soli-
daritätszuschlag 12.03.2018 15.03.2018 09.03.2018

Kapitalertragsteuer, Soli-
daritätszuschlag

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeit-
gleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zustän-
dige Finanzamt abzuführen.

Umsatzsteuer ⁴ 12.03.2018 15.03.2018 09.03.2018

Sozialversicherung ⁵ 27.03.2018 entfällt entfällt
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Kosten eines Deutschkurses sind keine 
vorweggenommenen Werbungskosten

Die Annahme von abzugsfähigen Wer-
bungskosten setzt nicht voraus, dass im 
selben Jahr, in dem die Aufwendungen 
geleistet werden, Einnahmen zufließen. 
Werbungskosten können auch z. B. im 
Hinblick auf ein zukünftiges Dienstverhältnis 
entstehen. Erforderlich ist ein ausreichend 
klarer wirtschaftlicher Zusammenhang der 
Aufwendungen mit der angestrebten Tätig-
keit. Vorweggenommene Werbungskosten 
sind ab dem Zeitpunkt möglich, ab dem 
der Beschluss, Einkünfte einer bestimmten 
Einkunftsart zu erzielen, endgültig gefasst 
worden ist.

Aufwendungen eines ausländischen Staats-
bürgers für das Erlernen der deutschen 
Sprache sind nach einer Entscheidung des 

E I N K O M M E N S T E U E R

Finanzgerichts Hamburg keine vorwegge-
nommenen Werbungskosten. Auch dann 
nicht, wenn Deutschkenntnisse erforderlich 
sind, um sich erfolgreich um einen Arbeits-
platz zu bewerben. Die Aufwendungen sind 
deshalb nicht abzugsfähig, weil eine nicht 
unbedeutende private Mitveranlassung an-
zunehmen ist.

Hinweis: Ein teilweiser Abzug gemischt 
(beruflich/privat) veranlasster Aufwendun-
gen kommt nur dann in Betracht, wenn 
objektivierbare Kriterien für eine Aufteilung 
vorhanden sind.
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Keine Steuerermäßigung für außerhalb 
des Haushalts erbrachte Handwerker-
leistungen

Für die Inanspruchnahme von Handwer-
kerleistungen für Renovierungs-, Erhal-
tungs- und Modernisierungsmaßnahmen 
im Haushalt eines Steuerpflichtigen kann in 
der Steuererklärung ein steuermindernder 
Abzug in Höhe von 20 % der Aufwen-
dungen, höchstens jedoch 1.200 € jährlich, 
beantragt werden. Voraussetzung für die 
Steuerermäßigung ist u. a., dass die Rech-
nung des Handwerkers unbar bezahlt wird. 
Eine Ermäßigung für Werkleistungen, die au-
ßerhalb des Haushalts in der Betriebsstätte 
des Handwerkers erbracht werden, kommt 
hingegen nicht in Betracht.

In dem zu entscheidenden Fall bestätigte 
das Finanzgericht Nürnberg diese Grund-
sätze und damit die Rechtsauffassung des 
Finanzamts, das den in einer Schreinerei 
zur Herstellung einer Haustür entstande-
nen Werklohn nicht zum Abzug zugelassen 
hatte. Nur die auf den Einbau der neuen 
Haustür entfallenden Lohnkosten wären 
begünstigt gewesen, da diese Leistung im 
räumlichen Bereich des vorhandenen Haus-
halts erbracht wurde. Hierfür hätte es jedoch 
einer entsprechenden Aufteilung der durch-
geführten Arbeitsleistung, z. B. der Lohnkos-
ten in der Rechnung, bedurft.

Das Gericht weist darüber hinaus daraufhin, 
dass die Grenzen eines Haushalts im Sinne 
der gesetzlichen Regelung nicht ausnahms-
los durch die Grundstücksgrenzen abge-
steckt werden. Auch Handwerkerleistungen 
außerhalb dieser Grenzen können unter be-
stimmten Voraussetzungen begünstigt sein.

E I N K O M M E N S T E U E R
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Steuerfreiheit eines privaten Veräuße-
rungsgeschäfts bei Grundstücken

Gewinne aus der Veräußerung von Grund-
stücken des Privatvermögens, bei denen der 
Zeitraum zwischen Anschaffung und Veräu-
ßerung nicht mehr als zehn Jahre beträgt, 
sind einkommensteuerpflichtig.

Für die Berechnung des Zehn-Jahres-Zeit-
raums sind nach einem Urteil des Finanzge-
richts München grundsätzlich die Zeitpunkte 
maßgebend, in denen die schuldrechtlichen 
(notariellen) Verträge abgeschlossen wur-
den.

Nutzt der Eigentümer das Objekt zu ei-
genen Wohnzwecken, ist ein erzielter 
Veräußerungsgewinn unter bestimmten 
Voraussetzungen steuerfrei. Das Einkom-
mensteuergesetz enthält zwei Alternativen, 
von denen zumindest eine für die Ausnah-
me von der Besteuerung erfüllt sein muss:

_das Objekt muss entweder im 
Zeitraum zwischen Anschaffung und 
Veräußerung ausschließlich oder

_zumindest im Jahr der Veräußerung 
und in den beiden vorangegange-
nen Jahren

zu eigenen Wohnzwecken genutzt worden 
sein.

Bei der zweiten Alternative verlangt das 
Finanzgericht die zusammenhängende 
und ununterbrochene Nutzung zu eigenen 
Wohnzwecken, die jedoch nicht die vollen 
drei Kalenderjahre umfassen muss.

Die Voraussetzung „Nutzung zu eigenen 
Wohnzwecken“ ist erfüllt, wenn der Eigen-
tümer das Objekt allein, mit seinen Famili-
enangehörigen oder gemeinsam mit einem 
Dritten bewohnt. Der Nutzung zu eigenen 
Wohnzwecken gleichgestellt ist die unent-
geltliche Überlassung einer Eigentumswoh-
nung zur alleinigen wohnlichen Nutzung an 
ein kindergeldberechtigtes Kind.

Hinweis: Auch Ferien- oder Zweitwoh-
nungen können unter bestimmten Voraus-
setzungen das Kriterium der „Nutzung zu 
eigenen Wohnzwecken“ erfüllen.
.

E I N K O M M E N S T E U E R



11I N H A LT S V E R Z E I C H N I S

Zurechnung eines Investitionsabzugs-
betrags bei Personengesellschaften

Durch einen Investitionsabzugsbetrag kön-
nen der Gewinn im Abzugsjahr gemindert 
und die Steuerbelastung gesenkt werden. 
Im Anschaffungsjahr muss der Investitions-
abzugsbetrag dem Gewinn wieder hinzu-
gerechnet werden, dafür können aber die 
Anschaffungskosten entsprechend gewinn-
mindernd gekürzt werden.

Eine Kommanditgesellschaft (KG) bildete im 
Sonderbetriebsbereich ihres Kommanditisten 
einen Investitionsabzugsbetrag für die An-
schaffung eines Fahrzeugs. Die Anschaffung 
erfolgte zwei Jahre später. Die KG aktivierte 
das Fahrzeug in der Gesamthandsbilanz un-
ter Berücksichtigung des Abzugsbetrags. Die 
Hinzurechnung nahm sie ebenfalls im Ge-
samthandsbereich vor. Zudem erklärte die 
KG für den Kommanditisten einen laufenden 
Verlust. 

Das Finanzamt meinte, der Verlust sei nur 
verrechenbar, weil die Hinzurechnung (wie 
der Abzug) im Sonderbetriebsbereich zu 
erfolgen habe. Dem schloss sich das Finanz-
gericht Münster an.

Grundsätzlich könne der Abzugsbetrag im 
Sonderbetriebsbereich gebildet werden, die 
Anschaffung aber im Gesamthandsbereich 
erfolgen, denn die Regelungen sind be-
triebs- und nicht personenbezogen aus-
zulegen. Die Hinzurechnung habe aber im 
Sonderbetriebsbereich zu erfolgen, wenn 
auch der Investitionsabzugsbetrag im Son-
derbetriebsbereich in Anspruch genommen 
worden sei. Bei der Berechnung des zur 
Verfügung stehenden Rahmens für den 
verrechenbaren Verlust sei aber der Sonder-
betriebsbereich nicht einzubeziehen, sodass 
die Hinzurechnung außer Acht zu lassen 
war.

E I N K O M M E N S T E U E R
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Abzinsung von Angehörigendarlehen

Zinslose Darlehen zwischen Ehegatten, die 
der bilanzierende Darlehensnehmer verein-
barungsgemäß zur Tilgung von Verbindlich-
keiten seines Gewerbebetriebs oder seines 
Betriebs der Land- und Forstwirtschaft ver-
wendet, sind zu passivieren und abzuzinsen. 
Voraussetzung ist, dass die Darlehensverein-
barungen klar und eindeutig sind, dem unter 
fremden Dritten Üblichen entsprechen und 
vereinbarungsgemäß durchgeführt werden.

In einem zu entscheidenden Sachverhalt 
ging der Bundesfinanzhof davon aus, dass 
ein zinsloses und ohne Sicherheiten gewähr-
tes Darlehen der Ehefrau fremdüblich sein 
kann, da auch unter Fremden und Gesell-
schaftern zinslose Darlehen vorkommen. Es 
gab außerdem eine schriftlich niedergelegte 

Darlehensvereinbarung in der Hingabe, 
Rückzahlung und Zinssatz klar und eindeutig 
geregelt waren. Das Fehlen verkehrsübli-
cher Sicherheiten schadete nicht, weil das 
Darlehen von volljährigen und voneinander 
wirtschaftlich unabhängigen Angehörigen 
geschlossen und tatsächlich durchgeführt 
wurde.

Unverzinsliche betriebliche Verbindlichkei-
ten aus Darlehen, auch wenn sie von einem 
Angehörigen gewährt wurden, sind abzu-
zinsen. Die Abzinsung soll den Vorteil einer 
späteren Zahlung gegenüber einer sofor-
tigen ausgleichen. Das gilt für ein Angehö-
rigendarlehn ebenso wie für ein Darlehn 
Fremder.

E I N K O M M E N S T E U E R
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U M S AT Z S T E U E R

Anschrift des leistenden Unternehmers 
in Rechnungen

Damit eine Rechnung zum Vorsteuerabzug 
berechtigt, muss sie u. a. die vollständi-
ge Anschrift des leistenden Unternehmers 
beinhalten. Bislang war ungeklärt, ob es sich 
dabei um eine Anschrift handeln musste, 
unter der eine wirtschaftliche Aktivität ent-
faltet wird oder ob eine reine Postanschrift 
ausreichend ist.

Der Gerichtshof der Europäischen Union 
(EuGH) hat jetzt Klarheit geschaffen. Aus der 
gesetzlichen Formulierung „vollständige An-
schrift“ geht nicht hervor, dass damit zwin-
gend der Ort der wirtschaftlichen Tätigkeit 
des Unternehmers gemeint ist. Der Begriff 
der Anschrift wird gemeinhin weit verstan-
den. Auch eine Briefkastenanschrift ist daher 
ausreichend, sofern der Unternehmer unter 
dieser Anschrift erreichbar ist.

Für den Vorsteuerabzug ist es folglich nicht 
erforderlich, dass die wirtschaftliche Tätig-
keit des leistenden Unternehmers unter der 
Anschrift ausgeübt wird, die in der von ihm 
ausgestellten Rechnung angegeben ist. Der 
EuGH bestätigt damit, dass eine Rechnung 
lediglich formale Bedeutung für den Vor-
steuerabzug hat.

Vorsteuerkorrektur bei Überschreiten 
des Zahlungsziels

Im Regelfall kann ein Unternehmer die 
ihm von einem anderen Unternehmer in 
Rechnung gestellte Umsatzsteuer in dem 
Zeitpunkt als Vorsteuer abziehen, in dem 
er die Rechnung erhält. In dem Zeitpunkt, 
in dem feststeht, dass das Entgelt aus Sicht 
des leistenden Unternehmers uneinbringlich 
wird, d. h. der Leistungsempfänger z. B. die 
Rechnung endgültig nicht begleichen wird, 
muss der Leistungsempfänger den Vorsteu-
erabzug allerdings rückgängig machen.

Uneinbringlich ist das Entgelt, wenn bei 
objektiver Betrachtung damit zu rechnen 
ist, dass der Leistende die Entgeltforderung 
auf absehbare Zeit rechtlich oder tatsächlich 
nicht durchsetzen kann. Ein wichtiges Indiz 
für die Uneinbringlichkeit ist nach Auffas-
sung des Finanzgerichts Berlin Brandenburg 
ein Überschreiten des Zahlungsziels um das 
Dreifache der Zahlungsfrist, mindestens um 
mehr als sechs Monate.

Die Vorsteuerkorrektur muss nach Auffas-
sung des Finanzgerichts zwingend in dem 
Voranmeldungszeitraum vorgenommen 
werden, in dem die Uneinbringlichkeit 
eintritt. Ein Nachholen in einem anderen 
Voranmeldungszeitraum sei zumindest nach 
Ablauf des Kalenderjahrs der Uneinbringlich-
keit unzulässig.
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Vom Erben gezahlte Einkommensteu-
ervorauszahlungen des Erblassers sind 
erbschaftsteuerliche Nachlassverbind-
lichkeiten

Gegen einen Verstorbenen waren noch 
Einkommensteuervorauszahlungen festge-
setzt worden, die der Erbe bezahlte. Diese 
Steuern machte der Erbe als Nachlassver-
bindlichkeiten im Rahmen der Erbschaftsteu-
ererklärung geltend.

Das Finanzgericht Münster bestätigte dies. 
Da die erst mit Ablauf des Todesjahrs ent-
stehende Einkommensteuer als Nachlass-
verbindlichkeit zu berücksichtigen ist, könne 
auch für festgesetzte Einkommensteuervo-
rauszahlungen nichts anderes gelten. Es sei 
unerheblich, ob es sich um Voraus- oder 
Nachzahlungen handele.

Tipp: Selbst nach Eintritt der Festsetzungs-
verjährung eines Erbschaftsteuerbescheids 
kann nach einem Urteil des Schleswig Hol-
steinischen Finanzgerichts die Erbschaft-
steuer herabgesetzt werden, wenn der Erbe 
noch Steuernachzahlungen des Erblassers 
zu leisten hatte, die ihm bis dahin unbekannt 
waren.

Der Bundesfinanzhof muss abschließend 
entscheiden.

E R B S C H A F T -  U N D 
S C H E N K U N G S T E U E R
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Betriebsübergang: Wiedereinstellungs-
anspruch im Kleinbetrieb

Ein Arbeitnehmer kann grundsätzlich nur 
dann einen Anspruch auf Wiedereinstellung 
haben, wenn er Kündigungsschutz nach 
dem Kündigungsschutzgesetz genießt. Bei 
Kleinbetrieben ist dies nicht der Fall.

So entschied das Bundesarbeitsgericht im 
Fall eines Apothekenangestellten (A), dem 
gemeinsam mit anderen Beschäftigten 
gekündigt wurde. Der Arbeitgeber führ-
te die Apotheke zunächst mit verringerter 
Beschäftigtenanzahl weiter und verkaufte sie 
schließlich. Der Käufer verpflichtete sich, drei 
Arbeitnehmer weiter zu beschäftigen.

A hatte die Kündigung zunächst nicht ange-
griffen, klagte jedoch später gegen seinen 
früheren Arbeitgeber und den Käufer auf 
Wiedereinstellung. Da er keinen Kündi-
gungsschutz nach dem Kündigungsschutz-
gesetz genoss, blieb seine Klage erfolglos. 
Ein möglicherweise weiterer gesetzlich be-
stehender Wiedereinstellungsanspruch war 
nicht zu prüfen.

A R B E I T S R E C H T

Erfüllung des Aufstockungsverlangens 
bei Teilzeit nur bei freiem Arbeitsplatz

Eine teilzeitbeschäftigte Krankenschwester 
zeigte ihrem Arbeitgeber an, dass sie die 
vertraglich vereinbarte Arbeitszeit verlän-
gern wolle. Trotz Eignung wurde sie nicht bei 
der Besetzung eines freien Arbeitsplatzes 
berücksichtigt. Die Stelle wurde anderweitig 
vergeben. Damit ist ihr Anspruch auf Verlän-
gerung ihrer Arbeitszeit untergegangen, wie 
das Bundesarbeitsgericht entschied.

Der Anspruch auf Erhöhung der Arbeitszeit 
setzt einen freien Arbeitsplatz voraus. Er 
geht wegen rechtlicher Unmöglichkeit unter, 
sobald die freie Stelle endgültig mit einem 
anderen Arbeitnehmer besetzt ist. Hat der 
Arbeitgeber den Untergang des Anspruchs 
des Arbeitnehmers zu vertreten, kann der 
Arbeitnehmer Schadensersatz geltend 
machen. Dieser richtet sich jedoch nur auf 
einen finanziellen Ausgleich und verpflichtet 
den Arbeitgeber nicht zur Verlängerung der 
Arbeitszeit des Arbeitnehmers.
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Nebenkostenabrechnung: Vermieter 
muss haushaltsnahe Dienstleistungen 
aufschlüsseln

Wenn in einem Mietvertrag bezüglich der 
Betriebskosten Vorauszahlungen vereinbart 
sind, schuldet der Vermieter eine jährliche 
Abrechnung. Diese Abrechnung muss eine 
geordnete Gegenüberstellung der Gesamt-
kosten und bezüglich der jeweiligen Einzel-
positionen den Kostenverteilungsschlüssel 
und den sich daraus ergebenden Einzel-
betrag enthalten. Die Abrechnung muss so 
gestaltet sein, dass der Mieter daraus die 
für haushaltsnahe Dienstleistungen aufge-
wendeten, steuerlich absetzbaren Beträge 
eigenständig ermitteln kann.

Das gilt auch dann, wenn der Mietvertrag 
eine Klausel enthält, wonach der Vermieter 
nicht verpflichtet ist, eine entsprechende Be-
scheinigung auszustellen. Eine solche Klausel 
benachteiligt den Mieter unangemessen und 
ist deshalb unwirksam.

(Quelle: Urteil des Landgerichts Berlin)

M I E T E R  /  V E R M I E T E R

Fristlose Kündigung eines Mietverhält-
nisses wegen Zahlungsrückständen

Vermieter dürfen ein Mietverhältnis fristlos 
kündigen, wenn Mieter erhebliche Mietrück-
stände haben. Dafür müssen diese entweder 
zweimal hintereinander mit der Entrichtung 
der Miete oder eines nicht unerheblichen   
den Betrag einer Monatsmiete übersteigen-
den   Teils der Miete in Rückstand sein, oder 
der Mietrückstand muss mindestens zwei 
Monatsmieten betragen.

Eine Kündigung ist ausgeschlossen, wenn 
der Vermieter vor dem Zugang der Kün-
digung vollständig befriedigt wird. Zahlen 
Mieter nach Zustellung einer Räumungskla-
ge binnen zwei Monaten die ausstehende 
Miete nebst fälliger Entschädigung nach, 
wird die fristlose Kündigung unwirksam.

Der Bundesgerichtshof hat nunmehr in einer 
Entscheidung klargestellt, dass die Miet-
schuld nach der vertraglich vereinbarten 
Gesamtmiete bemessen wird und nicht nach 
einer berechtigterweise geminderten Miete. 
D. h., eine wegen Mängel an der Mietsache 
berechtigterweise vorgenommene Mietmin-
derung wird bei der Berechnung der Höhe 
der geschuldeten Miete nicht berücksichtigt.
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Vermieter kann während gesetzter Zah-
lungsfrist nicht wegen Zahlungsverzugs 
kündigen

In einem vom Landgericht Berlin entschie-
denen Fall hatte ein Vermieter seinen Mieter 
wegen Zahlungsverzugs gemahnt und ihm 
zur Zahlung der ausstehenden Miete eine 
Frist gesetzt. Noch vor Ablauf der gesetzten 
Frist kündigte der Vermieter dann das Miet-
verhältnis wegen des Zahlungsverzugs.

Nach Auffassung des Gerichts war die Kün-
digung unwirksam. Durch den Ausspruch 
der fristgebundenen Mahnung habe der 
Vermieter konkludent bis zum Ablauf der 
gesetzten Frist auf die Möglichkeit der Kün-
digung aus diesem Grund verzichtet.

 

M I E T E R  /  V E R M I E T E R V E R FA H R E N S R E C H T

Schätzung von Besteuerungsgrundla-
gen aufgrund einer Quantilschätzung 

Bei einer mangelhaften Buchhaltung kann 
eine Hinzuschätzung auf Grund der sog. 
Quantilschätzung vorgenommen werden, 
wenn der Steuerpflichtige nichts Konkretes 
dagegen einwendet.

Die Quantilschätzung ist eine Schätzmetho-
de, bei der aus den betriebseigenen Daten 
eine Spannbreite des „Normalen“ heraus-
gelesen wird. Dabei kann der Sachverhalt 
aufgrund von Wahrscheinlichkeitserwä-
gungen festgestellt werden. Die Schätzung 
muss jedoch schlüssig, wirtschaftlich möglich 
und vernünftig sein. Wird die Schätzung 
erforderlich, weil der Steuerpflichtige sei-
ne Mitwirkungspflichten verletzt, kann sich 
das Finanzamt an der oberen Grenze des 
Schätzungsrahmens orientieren. So kann 
die Hinzuschätzung auf der Grundlage des 
höchsten Rohgewinnaufschlagsatzes aller 
Zehn Wochen Perioden eines Jahrs auf den 
Wareneinsatz erfolgen.

In einem vom Finanzgericht Hamburg 
entschiedenen Fall war die Buchführung der 
Steuerpflichtigen nicht nur formell, sondern 
auch materiell unrichtig. Das Finanzamt 
hatte die Hinzuschätzung nicht auf den 
höchsten Rohgewinnaufschlagsatz gestützt, 
sondern auf einen geringeren Wert, der Ext-
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Neues, strenges Datenschutzrecht tritt 
am 25. Mai 2018 in Kraft

Ab dem 25. Mai 2018 werden die Regelun-
gen der Datenschutz-Grundverordnung 
(DSGVO) unmittelbar geltendes Recht in 
allen Staaten der Europäischen Union (EU). 
Damit wird ein einheitliches Datenschutzni-
veau in den Mitgliedstaaten gewährleistet. 
Die Wahlmöglichkeiten, welche die DSGVO 
vorsieht, hat Deutschland im Bundesdaten-
schutzgesetz (BDSG neu) ausgeübt. Das 
BDSG neu tritt ebenfalls am 25. Mai 2018 in 
Kraft.

Die Datenschutzaufsichtsbehörden erhalten 
zur Durchsetzung umfangreiche Befugnisse 
und haben demgemäß ihre Personalkapazi-
täten aufgestockt. Flankiert werden die er-
weiterten Befugnisse durch eine Ausweitung 
des Bußgeldrahmens bei Verstößen. Bisher 
konnten max. 300.000 € als Bußgeld festge-
setzt werden. Zukünftig sind Bußgelder bis 
20 Millionen € oder 4 % vom Jahresumsatz 
zulässig, wobei der jeweils höhere Wert gilt.

remwerte in der zeitlichen Reihe ausschloss, 
das sog. 80 % Quantil. Die Schätzung ergab 
einen Rohgewinnaufschlagsatz von 372 %, 
der im durchschnittlichen Bereich der Richt-
satzsammlungen von 223 % bis 525 % lag. 
Die Schätzung war daher angemessen und 
ermessensfehlerfrei.

W I R T S C H A F T S R E C H T

Die DSGVO findet Anwendung auf die 
Verarbeitung personenbezogener Daten 
natürlicher Personen, ohne dies genauer 
zu definieren. Im Zweifel sollte, z. B. bei der 
Speicherung einer IP-Adresse, vom Perso-
nenbezug ausgegangen werden.

Anzuwenden sind die Datenschutzbestim-
mungen, wenn die Verarbeitung der Daten 
im Rahmen der Tätigkeiten einer Nieder-
lassung in der EU erfolgt. Die Verarbeitung 
selbst kann auch außerhalb der EU stattfin-
den. Hat ein Unternehmen seine Niederlas-
sung außerhalb der EU, muss es die Rege-
lungen trotzdem beachten, wenn es Waren 
oder Dienstleistungen in der EU anbietet 
und die Datenverarbeitung mit seinem An-
gebot zusammenhängt.
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Folgende Grundprinzipien sind zu beachten:

_Verbot mit Erlaubnisvorbehalt: Die 
Verarbeitung personenbezogener 
Daten ist grundsätzlich verboten, es 
sei denn, es liegt eine Einwilligung 
oder eine in der DSGVO normierte 
Ausnahme vor. Eine solche Ausnah-
me kann z. B. die Verarbeitung zur 
Erfüllung eines Vertrags oder zur 
Erfüllung einer rechtlichen Verpflich-
tung sein.

_Datensparsamkeit: Die Verarbeitung 
personenbezogener Daten muss auf 
das für den Zweck der Verarbeitung 
notwendige Maß beschränkt sowie 
dem Zweck angemessen und sach-
lich relevant sein.

_Zweckbindung: Personenbezogene 
Daten dürfen nur für festgelegte, 
eindeutige und rechtmäßige Zwecke 
erhoben werden.

_Datensicherheit: Der Unternehmer 
hat geeignete technische und orga-
nisatorische Maßnahmen zur Daten-
sicherheit umzusetzen. Dabei hat er 
neben dem Stand der Technik und 
den Implementierungskosten, den 
Zweck der Datenverarbeitung, aber 
auch die Eintrittswahrscheinlichkeit 
und die Schwere des Risikos für die 
persönlichen Rechte zu berücksich-
tigen. Eine Verletzung des Schutzes 

personenbezogener Daten muss 
der Unternehmer unverzüglich, 
nach Möglichkeit innerhalb von 72 
Stunden nach Bekanntwerden des 
Vorfalls, an die zuständige Daten-
schutzbehörde melden. Es sei denn, 
die Verletzung führt voraussichtlich 
nicht zu einem Risiko für die per-
sönlichen Rechte und Freiheiten des 
Betroffenen.

_Betroffenenrechte: Unternehmen 
haben gegenüber den Betroffenen 
weitreichende Informationspflichten 
zu erfüllen, z. B. über den Zweck 
und die Rechtsgrundlage der Da-
tenverarbeitung. Sie müssen gegen-
über einer anfragenden Person Aus-
kunft darüber geben, ob und ggf. 
welche Daten dieser Personen sie 
verarbeitet haben. Darüber hinaus 
können Betroffene von Unterneh-
men verlangen, dass unzutreffende 
personenbezogene Daten berichtigt 
oder Daten gelöscht werden, weil z. 
B. die Einwilligung zur Datenverar-
beitung widerrufen wurde.

_Datenschutz-Folgenabschätzung: 
Diese muss der Unternehmer vorab 
vorsorglich durchführen, wenn die 
Art der Verarbeitung personenbe-
zogener Daten voraussichtlich ein 
hohes Risiko für die persönlichen 
Rechte und Freiheiten birgt.
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_Datenschutzbeauftragter: Ein 
Datenschutzbeauftragter ist u. a. 
zu benennen, wenn ein deutsches 
Unternehmen mehr als zehn Perso-
nen mit der automatisierten Verar-
beitung personenbezogener Daten 
beschäftigt. Muss ein Unternehmen 
eine Datenschutz-Folgenabschät-
zung durchführen, ist ein Daten-
schutzbeauftragter unabhängig von 
der Anzahl der Beschäftigten, die 
personenbezogene Daten verarbei-
ten, zu benennen.

Das neue Datenschutzrecht beinhaltet 
umfangreiche und detaillierte Pflichten für 
Unternehmen. Es müssen interne Prozesse 
angepasst bzw. neu etabliert werden. Auch 
eine Schulung der Mitarbeiter ist unerläss-
lich. Unternehmen sollten unverzüglich, ggf. 
unter Hinzuziehung ihres Rechtsberaters 
oder eines Datenschutz-Dienstleisters, mit 
der Umsetzung beginnen.


